
Uber die Behebung der von volkseigenen Bergbaubetrieben 
verursachten Bergschäden

Von Justitiar H. E. K r ü g e r

Wie in dem Aufsatz über die Bergschädenhaftung 
volkseigener Betriebe in NJ 1949, S. 215 ff. dargelegt 
worden ist, haftet der volkseigene Bergbau für die auf 
Grund des eigenen Bergwerksbetriebes entstandenen 
Bergschäden. Diese Beschränkung der Haftung auf die 
durch den Abbau der volkseigenen Betriebe erwach­
senen Schäden stellt keine Durchbrechung des den 
Landesberggesetzen innewohnenden Prinzips der Ge­
fährdung dar. Da das frühere Bergwerkseigentum durch 
die Enteignung des Altunternehmens und aller seiner 
Gereghtsame ein wirtschaftliches und rechtliches Ende 
nahm und unterging, fehlt es an jeder Rechtskontinuität 
zwischen Altbergwerk und dem volkseigenen Bergbau­
betrieb. Ist dagegen ein Bergschaden auf den Abbau 
eines seinerzeit „landeseigenen“ Bergbaudirektorates 
zurückzuführen, so haftet die heute das schädigende 
Bergwerk betreibende WB für dessen Behebung, da 
diese mangels einer anderweitigen Regelung in die Ver­
bindlichkeiten aus der Betriebstätigkeit der in die WB 
aufgenommenen Betriebe eingetreten ist.

Bei der Entscheidung der Frage, welcher Zweig der 
volkseigenen Wirtschaft für derartige Schäden aufzu­
kommen hat, hat es sich als richtig und zweckmäßig 
erwiesen, die Behebung der Schäden dem Zweig der 
volkseigenen Wirtschaft zu übertragen, der sich für die 
Dürchführung der zu treffenden Maßnahmen am besten 
eignet. Es müssen dafür reine, dem Interesse der Öffent­
lichkeit dienende Zweckmäßigkeitserwägungen maß­
gebend sein.

Selbstverständlich wird der volkseigene Betrieb die 
Behebung sogenannter Routineschäden des Bergwerks­
betriebes selbst tragen müssen und die hierfür nach 
alten Erfahrungssätzen errechneten Beträge im Finanz­
plan berücksichtigen. Hierzu gehören insbesondere Er­
satzleistungen für notwendige Reparaturen an beschä­
digten Gebäuden, die geldliche Wiedergutmachung 
eines nachgewiesenen und nicht durch Wirtschafts­
umstellung auszugleichenden Ausfalls am Bodenertrag 
und andere, nur durch unmittelbare Geldleistungen zu 
erfüllende Ersatzverpflichtungen.

Anders dagegen muß man dann verfahren, wenn 
der Schaden ein die weitere Öffentlichkeit berührendes 
Ausmaß angenommen hat, wie sich dies insbesondere 
bei den Grundwasserschäden und bei Beschädigungen 
öffentlicher Einrichtungen, wie z. B. Gasleitungen, 
Straßen usw. darstellt. Wenn auch die Folgen einer 
bergbaulichen Grundwasserabsenkung, insbesondere 
auf den Pflanzenwuchs, häufig stark übertrieben wer­
den, so ist doch mit dem Aufschluß und Betrieb eines 
Bergwerks eine Absenkung der oberen Grundwasser­
horizonte verbunden. Diese kann dazu führen, daß 
Brunnen und Tränken der benachbarten Ortschaften 
versiegen und die Bevölkerung auf den Bezug von 
Leitungswasser angewiesen ist. Es unterliegt keinem 
Zweifel, daß den Geschädigten in irgendeiner Form 
Ersatz zu leisten ist.

In der kapitalistischen Wirtschaft erfolgte der Scha­
densausgleich durch die schädigenden Bergbauunter­
nehmen selbst. Es wurden Betriebswasserwerke oder 
selbständigeWasserwerksgesellscbaften errichtet, welche 
die Geschädigten mit Wasser versorgen sollten. Der 
Errichtung dieser Anlagen ging in aller Regel ein lang­
wieriger Streit der Geschädigten mit den Schädigern 
über den Grund und den Umfang der behaupteten 
Schädigung voraus. Die Wasserwerke wurden nach 
rein lokalen und betrieblichen Gesichtspunkten er­
richtet. Die lokalen Wasserwerke wurden in aller 
Regel nicht in ein größeres, überregionales Versor­
gungsnetz eingegliedert. Diese Art der individuellen 
Ersatzleistung entsprach den in einer kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung herrschenden Zuständen und Mög­
lichkeiten.

Die Überführung der öffentlichen Versorgungs­
betriebe in Volkseigentum gibt die Möglichkeit, die 
Wasserversorgung der Bevölkerung in Bergbaugebieten 
auf eine völlig neue Grundlage zu stellen. Durch die 
Aufstellung der Generalpläne für eine umfassende Ab­
wasserverwertung und für eine moderne, hygienisch

einwandfreie Versorgung der Bevölkerung größerer 
Gebiete mit dem erforderlichen Wasser aus über­
bezirklich gelenkten Wasserversorgungsanlagen wurde 
die Voraussetzung geschaffen, um die bisherigen Was­
serwerke des Bergbaues nunmehr der Verfügung der 
Fachbehörde zu unterstellen. Zu diesem Zweck müssen 
die noch bei den volkseigenen Bergbaubetrieben be­
findlichen Wasserwerke, soweit betrieblich möglich und 
soweit öffentliche Interessen dies erfordern, auf das 
zuständige volkseigene Wasserlieferungsunternehmen 
übertragen werden. Diese von den Behörden sowohl des 
Bergbaues wie auch der Wasserwirtschaft erstrebte 
Regelung hätte zweierlei, dem Nutzen der Bevölkerung 
dienende Vorteile: nämlich einmal die Zusammen­
fassung aller wasserwirtschaftlichen Maßnahmen in der 
Hand der zuständigen Fachbehörde und zum anderen 
die Beendigung der bisher nicht endenwollenden Aus­
einandersetzungen zwischen Bergbau und Grundeigen­
tümer über die Ursache des Grundwasserschwundes und 
den Umfang einer etwaigen Ersatzleistung. Während 
der Bergbau, voll ausgelastet mit seinen Produktions­
aufgaben, mit der Erweiterung und Kapazitätserhöhung 
bestehender Wasserwerke naturgemäß sehr zurück­
haltend ist, versuchen die Grundeigentümer eine mög­
lichst ausgiebige und bequeme Wasserversorgungs­
anlage zu erhalten. Die nutzbringende Durchführung 
dieser Maßnahme bedingt, daß sich die volkseigenen 
Bergbaubetriebe rechtzeitig vor Beginn neuer, den 
Grundwasserstand beeinflussender Handlungen mit den 
zuständigen volkseigenen wasserwirtschaftlichen Un­
ternehmen in Verbindung setzen müssen, damit von 
diesen die erforderlichen vorbeugenden Ausbauten des 
Rohrnetzes oder sonstige geeignete Maßnahmen ge­
troffen werden können.

Damit wird nicht etwa vorgeschlagen, eine dem volks­
eigenen Bergbau obliegende Schadensersatzverpflich­
tung auf einen unbeteiligten Dritten abzuwälzen. 
Schädiger ist letzten Endes nicht der Bergbau als selb­
ständiger „Unternehmer“, sondern die in diesem Fall 
im Bergbau verkörperte volkseigene Wirtschaft. Welcher 
Zweig der verschiedenen finanziell zusammenhängenden 
Wirtschaftsträger des Volkseigentums mit der Besei­
tigung der schädigenden Einwirkung eines dieser Wirt­
schaftszweige, hier des Bergbaues, beauftragt wird, ist 
Angelegenheit der Träger der volkseigenen Wirtschaft. 
Es mag eingewandt werden, daß sich durch die vorge­
schlagene Regelung das Selbstkostenbild der Kohle zu 
deren äußerlichen Gunsten, aber zu Lasten der Allge­
meinheit verschiebt und die Übersichtlichkeit der 
Kostengestaltung nicht mehr gewährleistet sei. Richtig 
ist, daß die Beseitigung von Bergschäden zu den 
Gestehungskosten der Kohle gehört und im Ver­
braucherpreis mit enthalten ist. Es wäre aber falsch, 
nunmehr vorzuschlagen, den Kohlenpreis um den Pro­
zentsatz zu senken, der in den Gestehungskosten an­
geblich eingespart wird, da eine wirkliche Einsparung 
überhaupt nicht stattfindet. Was nämlich an finanziellen 
Mitteln durch die Bergbaubetriebe angeblich eingespart 
wird und bei diesen als „Gewinn“ in Erscheinung tritt, 
wird an den Haushalt abgeführt und damit der Stelle 
zugeführt, welcher auch die Zuteilung der Finanzmittel 
für andere Zweige des volkseigenen Wirtschaftskreises 
obliegt. Es handelt sich demnach nicht um eine echte 
Selbstkostensenkung zugunsten des volkseigenen 
Finanzkreises, sondern lediglich um die Übernahme 
der bei den Bergbaubetrieben eingesparten Mittel auf 
einen anderen Kostenträger des volkseigenen Finanz­
kreises. Eine Senkung etwa des Kohlenpreises um den, 
nur äußerlich erscheinenden Prozentsatz dieser un­
echten Selbstkostensenkung, kann deshalb nicht er­
folgen. Eine solche wäre nur möglich, wenn sich die auf 
seiten des Bergbaubetriebes eingesparten Mittel als 
eine echte Selbstkostensenkung im Rahmen des ge­
samten volkseigenen Finanzkreises darstellen würde.

Aufgabe der wasserwirtschaftlichen Fachbehörden 
wird es, sein, die für den Bau von Wasserleitungen und 
Wassergewinnungsanlagen erforderlichen Investitions­
mittel vom Haushalt zu beantragen. Soweit die Planung 
der gesamten Wasserwirtschaft das neu zu versorgende
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